Wien, Donnerstag den 4. Dee mber 1879. 


XII. Jahrgang. Nr. 49. 


Oeſterreichiſche 


Jeitſchrift a- Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 
Präuumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenutniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. = 12 Mark. Bei gefälligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. 


Inſerate werden billigſt berechnet. — Beilagengebuhr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


nhalt. 


Das Genoſſenſchaftsvermögen in den Gemeinden. (Schluß.) 


Mittheilungen aus der Praxis: 

Zur Frage, inwieferne Mittheilungen der politiſchen Behörden über politiſche 
Amtsverfügungen, welche möglicherweiſe auf künftige Civilgerichtsſtreitigkeiten 
von Einfluß ſein können, an die Gerichte ſtatthaft ſind. 


Geſetze und Verordnungen. 
Perſonalien. 
Erledigungen. 


Das Genoſſenſchaftsvermägen in den Gemeinden. 
(Schluß.) 


Außer den Kleinhäuslern begannen an der Haud des Gemeinde— 
geſetzes von 1849 auch die politiſchen Behörden gegen das Genofſen— 
ſchaftsvermögen Stellung zu nehmen und die Uebergabe desſelben oder 
wenigſtens der Verwaltung desſelben aun die Gemeinde zu fordern und 
zu veranlaſſen, wie ſolches beiſpielsweiſe in den Marktgemeinden 
Weitz und Leibnitz und in der Stadtgemeinde Hartberg geſchehen. 

In der Gemeinde Weitz gelang es der dortigen Bürgerſchaft 
(Beſitzern von achtundſechzig Häuſern), die Entſcheidung der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft und des Kreisamtes, daß das dieſer Genoſſenſchaft 
gehörige Vermögen in die Verwaltung der Ortsgemeinde zu übergeben 
ſei, im Recurswege zu beſeitigen und 1852 eine Miniſterialentſcheidung 
zu erwirken, des Inhaltes, daß der Corporation der achtundſechzig 
Marktbürger zu Weitz die abgeſonderte Verwaltung ihres eiviſchen oder 
Kammervermögens unter der Controle der Bezirkshauptmannſchaft mit 
dem bewilligt werde, daß die herkömmlich bisher aus ihrem Vermögen 
beſtrittenen Gemeindebedürfniſſe (Marktbeleuchtung, Erhaltung von Brücken, 
Canälen, Brunnen und des Beneficiatengebäudes ꝛc.) fortan aus dem 
ſelben zu beſtreiten ſind. 

In ihrem Recurſe weiſet die Bürgerſchaft nach, daß das Kammer⸗ 
vermögen von jeher ein ausſchließliches Eigenthum der Weitzer Bürger 
im Gegenſatze zu den Weitzer Bauern lebenſalls eine Genoſſenſchaft 
innerhalb der Cataſtralgemeinde Weitz) geweſen, daß auf dieſes 
Corporationsvermögen ſonſt Niemand einen Anſpruch machte und auch 
gegenwärtig (1851) es der Ortsgemeinde nie in den Sinn gekommen, 
dieſes Vermögen als Gemeindevermögen zu behandeln. Ja, die Orts⸗ 
gemeinde müßte, wie ihre Repräſentanten — obwohl Nichtgenoſſen — 


ſich ausdrücken, ſich an dem Rechte zu vergreifen beſorgen, wollte fie | 


einer anderen Tendenz folgen. 
Die Gemeinde müſſe ſich von der Verwaltung eines Vermögens 


ferne halten, die ihr keine Vortheile, ſondern nur Laſten und Unzu- 
kömmlichkeiten einbringe. 


Für die politiſche Gemeinde Weitz habe ſchon früher im Gegen— 


ſatze zur Kammercaſſe eine allgemeine Gemeindecaſſe für alle gemeinſamen 


Auslagen, welche nach Umſtänden durch allgemeine Umlagen bedeckt 
wurden, beſtanden. 

Aus der Kammercaſſe hingegen wurden außer den Koſten des 
Magiſtrates nur ſolche Auslagen beſtritten, welche die märktiſchen 
Realitäten angingen. Die Verwaltung dieſes Vermögens ſtehe der 
Bürgerſchaft zu, und es wurde diesfalls nach jenen Vorſchriften vor- 
gegangen, welche überhaupt für Municipalſtädte und Märkte beſtanden. 

Das Kammervermögen ſei der Gemeinde gegenüber ein Privat⸗ 
eigenthum und es beſtehe für die Eigenthümer keine Verpflichtung 
hieraus, für das Oeffentliche mehr beizutragen, als was verhältniß— 
mäßig jeder Andere leiſtet. 

Geſchähe übrigens ein ſolches Anſinnen, jo wird der Bürger⸗ 
ausſchuß darüber Beſchluß zu faſſen haben. 

Die Corporation der achtundſechzig Weitzer Bürger falle weder 
mit der Conſcriptions-, noch mit der Steuergemeinde zuſammen, fie ſei 
lediglich eine Genoſſenſchaft, eine Geſellſchaft, ein Verein und wurde 
dadurch nicht zur politiſchen Gemeinde, daß ſie mit politiſchen Rechten 
verſehen war und Jurisdictionsrechte ausübte. 

Bei Schaffung der neuen Ortsgemeinde ſei die Bürgerſchaft in 
ſelbe nicht aufgegangen, könne ſelber ihr Vermögen nicht abtreten, ebenſo 
wenig die Verwaltung desſelben, welche, wie jeder anderen Geſell— 
ſchaft, nur ihr zuſtehe, daher ſie ſelbſt die Organe der Verwaltung zu 
beſtellen berechtigt ſei und den Behörden ſtehe auf dieſe Verwaltung 
kein weiterer Einfluß zu, als welcher ſelben überhaupt, insbeſondere 
nach dem Vereinsgeſetze, Geſellſchaften gegenüber gebühre. 

Auf Grund jener Miniſterialentſcheidung adjuſtirte die politiſche 
Behörde die Rechnung über die Gebahrung mit dem Bürgerſchafts⸗ 
vermögen, auf Grund und ſeit der letzten kreisämtlichen Adjuſtirung 
bis Ende 1851, und intervenirte ſelbe bei der Ausſchußwahl 1853. 

Seitdem aber ſcheint die politiſche Controle gänzlich eingeſchlafen 
zu ſein, wiewohl auch das Gemeindegeſetz von 1864 an dieſen Ver⸗ 
hältniſſen nichts geändert hatte. 

Die Verwaltung führt ſeitdem ein Ausſchuß von zwölſ Mit⸗ 
gliedern, aus denen ein Obmann und ein Kämmerer gewählt werden. 

Mit Rückſicht auf dieſen Sachverhalt hat der Landesausſchuß 
dem Begehren der gegenwärtigen Gemeindevertretung von Weitz, daß 
das Bürgerſchaftsvermögen in die Verwaltung der Ortsgemeinde zu 
übergeben ſei, keine Folge gegeben. 

Weiter gediehen die Dinge in den Gemeinden Hartberg und 
Leibnitz. In erſterer hatte 1850 die bürgerliche Kammercommunität 
von 128 Beſitzern bürgerlicher Häuſer ſich als eine von der Gemeinde 
unabhängige Privatgeſellſchaft conſtituirt und ihr Vermögen als ein den 
128 Häuſern anklebendes Privateigenthum durch einen gewählten Ver— 
waltungsrath von zwölf Mitgliedern protokollariſch in Beſitz genommen, 
und vom Gemeindevorſtande die Verſicherung erhalten, dieſe Corpora⸗ 
tion in ihrem Beſtande und Rechte zu ſchützen. 


„Allein die Bezirkshauptmannſchaft konnte ſich von der Berech⸗ 
tigung der Communität, ſich als eine Privatgenoſſenſchaft mit ihrem 
Vermögen aus der Gemeinde abzuſcheiden, nicht überzeugen,“ und ſo 
erhielt der Verwaltungsrath der Communität von demſelben Gemeinde⸗ 
vorſtande 1850 die Aufforderung, ſich freiwillig aufzulöſen weil ſonſt 
die von der Bezirkshauptmannſchaft wiederholt aufgetragene Auflöſung 
endlich in Ausführung gebracht werden würde. 

Ungeachtet des Proteſtes des Verwaltungsrathes 
geſammten Communität ging das Kammervermögen in die Verwaltung 
und Benützung der Ortsgemeinde über und 1871 verlangte die bürger⸗ 
liche Communität zur Durchführung ihres Rechtsſtreites gegen 


Landesausſchuſſe die Aufſtellung eines Vertreters für die Gemeinde. 
Einen Abſchluß hat dieſer Rechtsſtreit noch nicht gefunden. 
Jun der Gemeinde Leibnitz haben 
Marktes die Ausſcheidung des denſelben ausſchließlich gehörigen Ver⸗ 
mögens aus dem Communalvermögen und ſeparate Verwaltung des⸗ 
ſelben als eines Claſſeuvermögens begehrt. 


und der 
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Ortsgemeinde Hartberg wegen Rückgabe ihres Kammervermögens vom 
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Dieſes Vermögen wurde vach Schaffung der neuen Ortsgemeinde 


durch dieſe aus den Händen des alten Magiſtrates Leibnitz übernommen 
und von ſelber unter Verwendung der Erträgniſſe für ſämmtliche 
Gemeindeinſaſſen verwaltet. 

Auch hier kam es zwiſchen 
und der Gemeinde Leibnitz zum Rechtsſtreite, nachdem der Beſchluß des 
Gemeindeausſchuſſes vom 19. November 1874: „Er anerkenne das bis⸗ 


121 Beſitzer ſogenanuter bürgerlicher Häuſer und beauftrage den 
Bürgermeiſter, dieſes Claſſenvermögen ſogleich in die Verwaltung des 
Bürgerausſchuſſes zu übergeben“, — über den dagegen von einigen 
Gemeindemitgliedern ergriffenen Recurs vom Landesausſchuſſe aufge- 
hoben worden, weil dieſer Streit privatrechtliche Verhältniſſe zum 
Gegenſtande habe und die Entſcheiduug hierüber nur dem Civilrichter 


der gedachten Bürgergenoſſenſchaft 


Die Competenzerklärung des Landesausſchuſſes hätte zur Voraus⸗ 
ſetzung und Folgerung, daß das Factorievermögen ein Gemeindevermögen 
wäre, eine Entſcheidung über Mein und Dein, wozu der Landesausſchuß 
nicht berechtigt ſei. 

Dieſer müſſe ſich übrigens dahin ausſprechen, daß bei dem Um⸗ 
ſtande, als die Gemeinde aus dieſem Vermögen ihre Auslagenbedeckung 
erhält, daher weſentlich mitintereſſirt iſt, Aenderungen im Statute, im 
Stammvermögen oder in der Erträgnißvertheilung nur im Einverſtänd⸗ 
niſſe mit den autonomen Organen geſchehen können. 

Die k. k. Statthalterei ſtimmte dieſer Anſicht bei und beauftragte 
den Bezirkshauptmann in Leoben mit der Erhebung über den Stand 
und die Gebahrung mit dem Factorievermögen, und das Miniſterium 
des Innern gab dem gegen dieſe Verfügung ergriffenen Recurſe keine 


Folge, weil der Wirthſchaftsausſchuß ſeine Berechtignng nur aus dem 
1873 121 Bürger des 


annoch zu Recht beſtehenden Statute von 1811 ableiten könne und auder- 
ſeits ſich darnach zu halten habe, die Statthalterei durch die angeord⸗ 
nete Erhebung der Vermögensgebahrung ihren Wirkungskreis nicht über⸗ 
ſchritten, ſondern vielmehr nach dem Statute berufen erſcheint, die Ein- 
haltung desſelben in ſeiner Weſenheit zu überwachen und in dieſer Rich⸗ 
tung eine normalwidrige Gebahrung abzırftellen. 

Solchergeſtalt trat 1878 in Abſicht auf das Leobner Genoſſen⸗ 
ſchaftsvermögen die politiſche Controle wieder in Wirkſamkeit, nachdem 
ſelbe ſeit 1860 nicht mehr geübt worden. 

Was die Art und Weiſe der Verwaltung des Genoſſenſchaftsver⸗ 


mögens in den Gemeinden betrifft, wird ſchließlich bemerkt, daß aus der 
herige Sondervermögen des Marktes Leibnitz als ein Eigenthum der 


Seite der Bezirksgerichte 


zuſtehe, und ſohin zur Aufſtellung eines Vertreters für die Gemeinde. 


Der diesfällige Rechtsſtreit wurde jedoch mittlerweile mittelſt 
eines gerichtlichen Vergleiches beigelegt. 

Einer beſonderen Erwähnung bedürfen auch die Verhältniſſe in 
der Stadtgemeinde Leoben, allwo ſich eine Claſſe von 152 Beſitzern be 
ſtimmter bürgerlicher Häuſer von jeher im Beſitze eines ſehr bedeutenden 
Sondervermögens, des jugenammten Factorievermögens befindet. 

Bezüglich dieſes Vermögens liegt vor, daß ſelbes von jeher und 
ohne Widerſpruch abgeſondert vom Vermögen der politiſchen Gemeinde 
und unabhängig von dieſer nach Maß des ſtaatlicherſeits genehmigten 
Verwaltungsnormales von 1811/1813 unter Controle der politiſchen 
Behörden durch deu vereinten bürgerlichen Wirthſchaftsausſchuß 
ſelbſtändig und zwar derart verwaltet worden, daß das jährliche 


Reinerträguiß zur Beſtreitung der durch die eigenen Einkünfte nicht 


bedeckten Auslagen der Gemeinde, im Reſte aber zur Vertheilung unter 
die Beſitzer der 152 antheilsberechtigten Häuſer verwendet werden. 

Aus Anlaß eines Anſuchens um Unterſuchung der Gebahrung mit 
dem Factorievermögen lehnte der Landesausſchuß in einer Zuſchrift 
an die k. k. Statthalterei ſeine ihm zugemuthete Competenz ab. 

Allerdings bilde das Recht, die Auslagenbedeckung aus dem Fac- 
torie-Vermögenserträgniſſe zu erhalteu, einen Beſtandtheil des Gemeinde— 
vermögens und daher einen Gegenſtand der Verwaltung durch die Ge— 
meinde nach Maß des Gemeindegeſetzes. 

Nicht dasſelbe laſſe ſich behaupten in Abſicht auf das Vermögen 
ſelbſt. Abgeſehen von der geſchichtlichen Entſtehung dieſes Vermögens, 
welche darauf hinweiſet, daß ſelbes niemanden anderen gehört, als jenen, 
aus deren Einlagen es entſtanden, ſpreche gegen die Annahme, daß 
dieſes Vermögen ein Gemeindevermögen, auch der Umſtand, daß die 
Gemeinde ſich im Beſitze dieſes Vermögens ſowie im Beſitze der Reprä⸗ 
ſentanz und des Dispoſitionsrechtes und der Verwaltung nicht befindet und 
ein Beſitz- oder Eigenthumsrecht darauf nirgends geltend gemacht habe. 

Die Gemeindegeſetze haben die in Abſicht auf dieſes Vermögen 
beſtandenen Verhältniſſe nicht nur nicht alterirt, ſondern ausdrücklich 
unberührt gelaſſen. 

Da ſich die Competenz der autonomen Organe nur aus dem 
Gemeindegeſetze und nur nach Maß desſelben ableitet und nur wirkliche 
Gemeindeangelegenheiten zum Gegenſtaude haben kann, jo entfällt ſelbe 
überall dort, wo, wie im vorliegenden Falle, eine Gemeindeangelegen— 
heit nicht in Mitte liegt. 


Mitte der Genoſſen dagegen faſt keine Beſchwerden bekannt geworden ſind. 

Daß die erwähnten Vermögenſchaften ſich auch bei Anlegung der 
neuen Grundbücher zur Sprache bringen mußten, iſt begreiflich. Von 
geſchehen an den Landesausſchuß diesſalls 
mitunter ganz ſachliche, den vorerwähnten Sachverhalt beſtätigende Mit⸗ 
theilungen des Inhaltes: daß gewiſſe bisher im Grundbuche meiſt nicht 
erſcheinende Parcellen einer gewiſſen Cataſtralgemeiude einer beſtimmten 
Claſſe von Hausbeſitzern und zwar ohne Dispoſitionsbeſchränkung ge— 
hören, und als ſolche in die Grundbuchseinlage aufgenommen werden, 
ſo beiſpielsweiſe a) daß in der Cataſtralgemeinde Lödersdorf (Bezirks⸗ 
gericht Feldbach) das bisherige ſogenannte Gemeindeeigenthum in drei 
Claſſen zerfällt, wovon die erſte Claſſe das Eigenthum der ganzen Ge— 
meinde Lödersdorf, die zweite Claſſe das Eigenthum der Nachbarſchaft 
Hinterzeil, die dritte Claſſe das Eigenthum der Nachbarſchaft Vorderzeil 
enthält; ) daß gewiſſe Grundparcellen in der Cataſtralgemeinde Dornach 
(Bezirksgericht Arnfels) eilf namentlich bezeichneten Grundbeſitzern gehö— 
ven u. ſ. w. 


Handelt es ſich nach dieſer Darſtellung darum, ob im Gegenſtande 
etwas und was etwa geſchehen ſolle, wird ſich vorerſt die Frage zu 
ſtellen ſein, ob innerhalb der Gemeinde beſtehende Genoſſenſchaften, 
welche ein ungetheiltes Eigenthum gemeinſam beſitzen, genießen und ſelbſt 
verwalten, wirklich für die Gemeinde ein zu beſeitigendes, die Geſetz⸗ 
gebung herausforderndes Unrecht oder Uebel? 

Wir ſtehen nicht an, dieſe Frage an der Hand der vorausgeſchickten 
Darſtellung verneinend zu beantworten. 

Kann doch nicht in Abrede geſtellt werden, daß das, was ſich als 
politiſche Gemeinde ſeit ihrem Entſtehen zuſammenfaßte und annoch 
zuſammenfaßt, jene Genoſſenſchaft nicht war und nicht iſt, wenn dieſe 
auch vordem die Geſchäſte der politiſchen Gemeinde führte und als Haupt⸗ 
repräſentantin des Beſitzes in der Gemeinde den größten Theil der 
Laſten der letzteren getragen hat. 

Ein Rechtstitel zum Anſpruche auf jenes gemeinſame Genoſſen— 
ſchaftsvermögen ſeitens der Gemeinde iſt für dieſe aus der Exiſtenz der 
Genoſſenſchaft nicht erfindbar. Andererſeits iſt nicht zu überſehen, daß ein 
beſtimmtes Vermögen nicht Genoſſenſchafts- und Gemeindevermögen zu⸗ 
gleich ſein kann. 

Die Genoſſenſchaften — auch durch die neuern Gemeindegeſetze 
anerkannt — als das Urſprüngliche vor der politiſchen Gemeinde Be— 
ſtandene, befinden ſich im factiſchen rechtmäßigen und redlichen Beſitze 
ihres ungetheilten Vermögens und find in dieſem Beſitze durch das allge⸗ 
meine bürgerliche Geſetzbuch geſchützt. Nicht die Genoſſenſchaft iſt es, 
welche den Titel ihres Beſitzes nachzuweiſen hat. 

Die Genoſſenſchaftsgründe wurden durch die Genoſſen verbeſſert. 
Der Werth des Genoſſenſchaftsantheiles wurde bei des bezüglichen Hauſes 
Uebertragungen als ein Zugehör desſelben in Anſchlag gebracht, daher 


von den Uebernehmern, beziehungsweiſe auch von den jetzigen Beſitzern, 
entgeltlich erworben. Mit welchem Rechte konnten dieſe Vermögenſchaften 
für die Gemeinde in Anſpruch genommen werden? 

Anſprüche welcher Art immer hierauf ſeitens der Gemeinde oder 
Einzelner oder der Genoſſen ſelbſt, da ſie im Falle ihrer Beſtreitung 
eine Entſcheidung über „Mein“ und „Dein“ involviren, können nur von 
Fall zu Fall und nur im Civilrechtswege klargeſtellt werden. 

Eine principielle Verſchiebung der dies obwaltenden Eigenthums⸗ 
und Nutzungsberhältniſſe oder der competenten Erkenntnißbehörde — durch 
die Geſetzgebung überhaupt kaum zuläſſig — berührte Acte der Civil⸗ 
rechtsgeſetzgebung und läge daher außerhalb der Competenz der Landes⸗ 
geſetzgebung. 

Dasſelbe dürfte gelten in Abſicht auf die Verwaltung der frag— 
lichen Vermögenſchaften. 

Betreffend die behördliche Controle der Verwaltung begehrt und 
rechtfertigt ſich eine ſolche aus allgemeinen volkswirthſchaftlichen, demnach 
politiſchen Gründen, und kann ſelbe daher nur den politiſchen Behörden 
anheim ſallen. 

Die Controle ſeitens der politiſchen Behörden poſtulirt ſich umſo⸗ 
mehr, als ſelbe abſichtlich einiger Genoſſenſchaften entſchiedenermaßen bereits 
geübt wird, beziehungsweiſe zu üben iſt (Leoben und Weitz), und die 
nothwendige Controlseinheitlichkeit eine anderweitige Controle kaum zu— 
läſſig erſcheinen läßt. Am allerwenigſten empfiehlt ſich eine Controle ſei⸗ 
tens der Gemeinde, da dieſe, ob nun die Genoſſen oder Nichtgenoſſen 
in der Gemeindevertretung vorherrſchen, immer Partei ſein wird. 

Nichts ſpricht dafür, daß die Controle durch die Gemeinde zweck— 
mäßiger, als jene durch die politiſche Behörde, und daß es zweckmäßiger 
ſei, die Gemeinde damit zu belaſten Auf welcher Grundlage, ob auf Grund 
der diesfalls früher beſtaudenen und durch die Gemeindegeſetze nicht geän⸗ 
derten Normen, oder auf Grund neuerer Geſetze dieſe Controle geübt wer— 
den will und in wie weit ſelbe allenfalls zu regeln ſei, muß der Beurthei- 
lung, beziehungsweiſe Initiative der politiſchen Behörden überlaſſen bleiben. 

Was zu beklagen iſt, das ſind die zahlreichen, durch die neue 
Grundbuchsanlegung übrigens mehr und mehr gegenſtandslos werdenden 
Streite in Abſicht auf jenes Genoſſenſchaftsvermögen und die den Behör— 
den ebenſo wie der Bevölkerung zweifelhafte und unklare Entſcheidungs— 
und Controls-Juſtanz, hervorgerufen durch den Umſtand, daß von jeher 
der Genofſenſchafts⸗ und Gemeindebeſitz in durchaus unklarer Weiſe durch⸗ 
einander geworfen worden. 

Die öffentliche Darſtellung der diesfalls eigentlich obwaltenden That— 
und Rechtsverhältniſſe dürſte manche irrige Auffaſſung im Gegenſtande 
richtig ſtellen und dadurch manchem Streite im voraus begegnen. 

Was weiters vorerſt und auch im Intereſſe der Gemeinden wün— 
ſchenswerth und durchzuführen möglich, iſt, daß die Controlsbehörde be— 
ſtimmt und das Genoſſenſchaftsvermögen, ſowie die Art und Weiſe der 
Verwaltung desſelben ausgewieſen und urkundlich gemacht werde, ferner, 
daß auf ſelbem zu Gunſten der Gemeinde allenfalls haftende Leiſtungen 
klargeſtellt werden und daß der Betretung des Rechtsſtreites ein Ver⸗ 
gleichsverſuch vor der competenten politiſchen Behörde vorherzugehen hätte. 

Den darnach nöthigen Beſtimmungen dürfte ein Geſetzesentwurſ 
der nachſtehenden Art präciſen Ausdruck geben: 


J. 

Die Verwaltung jener, ganzen Klaſſen oder einzelnen Gliedern 
der Gemeinde gehörigen Sachen und Rechte, abſichtlich welcher das Ge— 
meindegeſetz vom 2 Mai 1864 die Eigenthums- und Nutzungsrechte 
ungeändert gelaſſen hat, geſchieht unter Controle der politiſchen Behörde 
nach herkömmlicher Uebung. 

II. 

Dieſe Uebung iſt, inſoferne ſolches wicht ſchon geſchehen, urkundlich 
zu machen, und ſammt dem Nachmeiſe des Genoſſenſchaftsvermögens der 
Gemeinde, ſowie der bezüglichen politiſchen Behörde zur Kenntnißuahme 
mitzutheilen. 

III. 

Haften auf jenen Sachen und Rechten Leiſtungen zu Gunſten der 
Gemeinde, ſo iſt das Recht auf ſolche in das Gemeindeinventar als 
ein Theil des Gemeindevermögens aufzunehmen. 


IV. 
Entſteht in Abſicht auf dieſe Leiſtung oder über das Eigenthums⸗ 
und Nutzungsrecht ein Streit, ſo iſt vor Betretung des Rechtsweges vor 
der bezüglichen politiſchen Behörde ein Vergleich zu verſuchen. 
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W 
Im Falle des Paragraphes III ift zu Aenderungen im bezüg⸗ 
lichen Stammvermögen die Zuſtimmung der bezüglichen Gemeinde erfor⸗ 
derlich, gegen deren Entſcheidung der Recurs nach Maß der Gemeinde⸗ 
geſetze offen ſteht. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, inwieferne Mittheilungen der politifchen Behörden 

über politiſche Amtsverfügungen, welche möglicherweiſe auf 

künftige Eivilgerichteftreitigkeiten von Einfluß fein können, 
an die Gerichte ſtatthaft ſind. 

Bei den Verhandlungen, betreffend den Mühlbau des Joſef A. 
in O., wurde dem A. das Recht der Waſſerzuleitung, reſpective der 
Röhrenlegung über die benachbarte Parcelle Nr. 1873 eingeräumt, 
und fand dieſer Umſtand auch in der in dieſer Angelegenheit erfolgten 
Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft H. vom 23. November 1877, 
8. 5553, (welche in zweiter und dritter Inſtanz nachträglich beſtätigt 
wurde) Ausdruck. 

Die Stadtgemeinde F., welcher dieſe Entſcheidung am 25. November 
1877 zugeſtellt worden war, ſchloß Tags darauf, nämlich am 
26. November 1877, einen Servitutsvertrag mit Leopold B., betreffend 
die Herſtellung einer Waſſerleitung behußs beabſichtigter Umlegung des 
ſtädtiſchen Waſſerſammel-Baſſins über dieſelbe Parcelle Nr. 1873, ab. 

Die Bezirkshauptmannſchaft H., welche nun beſorgte, daß die 
Röhrenlegung durch Joſef A. ſeitens der Stadtgemeinde zum Gegen— 
ſtande einer Beſitzſtörungsklage gemacht werden könne, fand ſich bei 
Gelegenheit der Vorlage des an die Statthalterei gerichteten Recurſes 
der Stadtgemeinde F. gegen die bezirksämtliche, in derſelben Mühlbau⸗ 
Angelegenheit erfloſſene Entſcheidung vom 0. September 1878, 
8. 3855 und 3836, in welchem Recurſe ſich auf den obigen Servituts- 
vertrag berufen worden war, veranlaßt, gleichzeitig an das Bezirks— 
gericht F. eine Zuſchrift ddo. 25. September 1878, Z. 4267, nach— 
ſtehenden Inhaltes zu richten: 

„Bezugnehmend auf die wohldortige Erledigung vom 10. De— 
cember 1877, Z. 2280, womit die grundbücherliche Einverleibung 
des zwiſchen der Stadtgemeinde F. und Leopold B. wegen Waſſer— 
leitung über die Parcelle Nr. 1873 abgeſchloſſenen Servitutsvertrages 
bewilligt worden iſt, beehre ich mich für den Fall einer in der Folge 
etwa wohldort einlangenden Beſitzſtörungsklage gegen Joſef A. zur 
geſälligen Kenntnißnahme mitzutheilen, daß der fragliche Servituts— 
vertrag erft abgeſchloſſen worden iſt, nachdem die Stadtgemeinde F. 
von der h. ä. Entſcheidung vom 23. November 1877, Z. 5553, 
womit dem Joſef A. der Waſſerbauconſens zur Errichtung einer 
Mahlmühle ertheilt wurde, verſtändigt worden war, was durch den 
hierorts erliegenden Empfangſchein io. F. 25. November 1877 
erwieſen iſt. Hieraus wolle weiter entnommen werden, daß Joſef A. 
politiſche Rechte erworben hat, welche geſchützt werden müſſen; endlich 
wolle auch berückſichtigt werden, daß die Stadtgemeinde F. bisher den 
politiſchen Couſens zur Umlegung ihres Waſſerbaſſins noch nicht 
erworben hat, dieſelbe ſomit als Waſſerfrevel behandelt werden müßte“. 

Das Bezirksgericht F. erledigte dieſe Note mit dem, daß die— 
ſelbe zur Wiſſenſchaft genommen werde und bei der für den 12. October 
1878 angeordneten Beſitzſtörungsverhandlung vorzulegen ſei. Mit dieſem 
Beiſatze wurde ferner eine Abſchrift dieſer Note der Stadtgemeindevor— 
ſtehung F. zur Darnachachtung zugeſtellt. 

Dieſe Stadtgemeindevorſtehung brachte nun gegen obige von der 
Bezirkshauptmaunſchaft H. an das Bezirksgericht in F. gerichtete Note 
eine Beſchwerde ein. Dieſe Note ſei ein Attentat auf die Unabhängig⸗ 
keit der Rechtspflege und eine aufliegende Verletzung des Staatsgrund— 
geſetzes über die richterliche Gewalt vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 144, durch beabſichtigte Beeinflußung der Rechtspflege ſeitens der 
Verwa tung. Die Stadtgeme nde beſorge zwar eine wirkliche Benach—⸗ 
theiligung nicht. weil das Unabhängigkeitsgefühl des öſterreichiſchen 
Richterſtandes hoch entwickelt ſei, und der Richter vermöge des 
Verhandlungsprincipes im Civilproceſſe gar nicht in der Lage fei, auf 
die fragliche Mittheilung eine Rückſicht zu nehmen. Eine ſolche Mit- 
theilung ſei jedoch ungehörig und es gebe ohnedieß Geſetze, welche ein 
Remedium gegen gerichtliche Urtheile bieten, welche über einen zum 
Rechtswege nicht geeigneten Gegenſtand etwa geſchöpft werden würden. 
Petit an die Statthalterei: Aufhebung der in Beſchwerde gezogenen Note. 


Die Bezirkshauptmannſchaft H. legte dieſe Beſchwerde der 
Statthalterei mit dem Beifügen vor, daß die Mittheilung nur That⸗ 
ſachen enthalte und die Bezirkshauptmannſchaft der Meinung war, durch 
dieſe unter Bezugnahme auf den ihr vom Bezirksgerichte zugekommenen 
Grundbuchsbeſcheid gemachte Mittheilung der Juſtizpflege nur einen 
Dienſt zu erweiſen. Dieſelbe enthalte keinerlei Wünſche. 

Die Statthalterei bezeichnete mit der Erledigung vom 22. October 
1878, 3. 14.095, die in Beſchwerde gezogene Note als eine unberufene 
Mittheilung, welche allerdings ganz außerhalb des Wirkungskreiſes der 
politiſchen Behörden gelegen iſt, bemerkte jedoch zugleich, daß eine 
Aufhebung dieſer Note aber deßhalb nicht möglich erſcheine, weil die- 
ſelbe lediglich die Mittheilung von Thatſachen enthält, ſo daß eine 
etwa ausgeſprochene Aufhebungserklärung ganz wirkungslos bleiben müßte. 

Der Bezirkshauptmann wurde beauftragt, hievon die beſchwerde⸗ 
führende Gemeinde zu verftändigen. 

Zur perſönlichen Information des Bezirkshauptmannes wurde 
derſelbe von der Statthalterei weiters noch auf das Verhandlungs⸗ 
princip auſmerkſam gemacht und endlich bemerkt, daß aus der bezirks⸗ 
hauptmannſchaftlichen Entſcheidung dem A. ein Servitutsrecht nicht 
erwachſen konnte, ſondern nur der Anſpruch auf die Benützung der 
Waſſerkraft, während der privatrechtliche Anſpruch auf die Benützung 
der fraglichen Parcelle vielmehr auf dem Protokolle vom 24. October 
1877 baſire. 

Die Bezirkshauptmannſchaft H. intimirte der Stadtgemeinde⸗ 
vorſtehung F. unterm 2. December 1878, 3. 5001, nicht den vollen 


Inhalt des Statthaltereierlaſſes, inſoweit er überhaupt nicht blos perſön⸗ 


liche Belehrungen für den Bezirkshauptmann enthielt, indem ſich dieſe 
Intimation darauf beſchränkte, daß nach Ausſpruch der Statthalterei 
die Aufhehung der in Beſchwerde gezogenen Note nicht erſolgen könne, 
weil letztere nur Thatſachen enthalte und daher eine Aufhebungserklä⸗ 
rung wirkungslos wäre; dann, daß der Civilrichter überdieß bei einem 
Rechtsſtreite auf Mittheilungen, die ihm außerhalb desſelben geworden 
ſind, ohnehin keine Rückſicht zu nehmen habe. 

Daß die fragliche Note von der Statthalterei als unberufen und 
außerhalb des Wirkungskreiſes der politiſchen Behörden gelegen bezeich- 
net worden iſt, wurde dagegen nicht intimirt. 

In dem Miniſterialrecurs der Stadtgemeinde F. wird unter 
Wiederholung der früheren Behauptungen beſtritten, daß die fragliche 
Note der Bezirkshauptmannſchaft nur die Mittheilung von Thatſachen 
enthalte; ſie enthalte die ausgeſprochene Inſinuation an das Bezirks⸗ 
gericht F., dieſe angeblichen Thatſachen bei Verhandlung und Entſcheidung 
über eine allfällige Beſitzſtörungsklage contra Joſef A. zu berückſichtigen. 

Das Miniſterium des Innern fand mit dem Erlaſſe vom 26. Sep⸗ 
tember 1879, 8. 5488, im Einvernehmen mit dem Ackerbauminiſterium 
auszuſprechen, daß die Bezirkshauptmannſchaft zu der in Frage ſtehenden 


Mittheilung nicht berufen war, und daß die Bezirkshauptmannſchaft zu 


beauſtragen ſei, von dieſem Ausſpruche ſowohl die Stadtgemeinde F., 
als auch das k. k. Bezirksgericht daſelbſt in die Kenntniß zu ſetzen. 

Ueberdieß wurde die Statthalterei beauftragt, dem Bezirkshaupt⸗ 
manne in H. für ſeine Perſon die unterlaſſene Intimation des den 
obigen Ausſpruch mitenthaltenden Statthaltereierlaſſes an die Stadt⸗ 
gemeinde F., inſoweit dieſe Intimation ausdrücklich angeordnet war, 


auszuſtellen. M. 


Geſetze und Verordnungen. 
1879. III. Quartal. 


Reichsgeſetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 


XXXIX. Stück. Ausgeg. am 21. Auguſt. 


105. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 9. Auguſt 1879, wegen 
Sicherung richtiger Spiritusproben in den Dolainski'ſchen Spiritus⸗Meßapparaten. 

106. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 12 Auguſt 1879, 
womit nachträgliche Beſtimmungen zu der Aichordnung und zum Aichgebühren⸗ 
Tarife vom 19. December 1872 (R. G. Bl. Nr. 171) veröffentlicht werden. 

107. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 12. Auguſt 1879, 
betreffend die Zulaſſung zur Aichung und Stämpelung von metallenen Gefäßen 
zum Transporte der Milch (Milchkannen), Milchgefäßen mit Meßſtab, Maiſch⸗ 
bottichen und Meßrahmen für Brennholz in Scheitern. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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neunten Rangsclaſſe, bis 20. December. (Amtsbl. Nr. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


XL. Stück. Ausgeg. am 22. Auguſt. 

108. Geſetz vom 19. Juli 1879, betreffend die Verpflichtung der Des⸗ 
infection bei Viehtransporten auf Eiſenbahnen und Schiffen. 

109. Verordnung der Miniſter des Innern, der Juſtiz und des Handels 
vom 7. Auguſt 1879, zum Vollzuge des Geſetzes vom 19. Juli 1879 (R. G. Bl. 
Nr. 108), betreffend die Verpflichtung zur Desinfection bei Viehtransporten auf 
Eiſenbahnen und Schiffen. 

XLI. Stück. Ausgeg. am 29. Auguſt. 

110. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 21. Auguſt 1879, betref⸗ 
fend den Frachtentarif der k. k. priv. Leoben⸗Vordernberger Bahn. 

111. Verordnung des Finanzminiſteriums vom 26. Auguſt 1879, in Betreff 
des Nachlaſſes an der Alkoholausbeute für nach der Leiſtungsfähigkeit des Maiſch⸗ 
raumes pauſchalirte landwirthſchaftliche Branntweinbrennereien. 

XLII. Stück. Ausgeg. am 23. September. 

112. Kaiſerliches Patent vom 22. September 1879, betreffend die Einbe⸗ 

rufung des Reichsrathes auf den 7. October 1879. 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Demifſionsgeſuche des Botſchafters in Con⸗ 
ſtantinopel Franz Grafen Zichy Folge gegeben und demſelben das Großkreuz 
des St. Stefan⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Legationsrathe erſter Kategorie Guſtav Ritter 
v. Kosjek den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe taxfrei, ſowie dem erſten 
Dollmetſch Legationsrathe zweiter Kategorie Arthur v. Weben au das Comthur⸗ 
kreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen 

Seine Majeſtät haben dem Oberbauleiter der Donau-Regulirungsarbeiten 
bei Wien Miniſterialrathe Guſtav Ritter v. Wer anläßlich deſſen Penſionirung 
die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Director der n. 6. Landeshaupteaſſe Anton 
Warmuth anlaßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Regie⸗ 
rungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Finanzeommiſſär erſter Claſſe Karl 
Krepler taxſrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Telegraphenamtsofficial Moriz v. Moravpchik 
in Linz den Titel und Charakter eines Telegraphenamtscontrolors verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Conceptsadjuncten der Freudenthaler Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft und dem Seeretär der Teſchner Bezirkshauptmannſchaft Johann 
Dor da das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Anton Zerrenner in Santos 
zum unbeſoldeten Viceconſul daſelbſt ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bauadjuncten Joſef Edenſtraßer zum Ingenieur für den Staatsbaudienſt in 
Oberoſterreich ernannt. e 

Der Handelsminifter hat den Telegraphencommiſſar Joſef Eberle zum 
Secretär der k. k. Telegraphendirection in Zara ernannt. ü 

Der Leiter des Finanzminiſteriums hat dem Miniftertafeoncipiften mit 
Titel und Charakter eines Miniſterial⸗Viceſecretärs Auguſt Peſta eine ſyſtemi⸗ 
ſirte Viceſecretärsſtelle im Finanzminiſterium verliehen und den Concipiſten der 
Direction der Staatsſchuld Dr. Franz Freiherrn Menſi v. Klarbach zum 
Miniſterialconcipiſten im Finanzminiſterium ernannt. 

Erledigungen. 
Steuer-Oberinſpectorsſtelle mit der achten, eventuell eine Steuerinſpectors⸗ 
ſtelle in der neunten Raugsclaſſe bei den Steueradminiſtrationen in Wien, eventuell 
5 den Bezirkshauptmannfchaften in Niederöfterreich, bis Ende December. (Amtsbl. 
Nr. 276.) 

Statthaltereiraths⸗ und Landes⸗Sanitätsreferentenſtelle bei der 1 1 
Statthalterei mit der ſechſten Rangsclaſſe, bis 15. December. (Amtsbl. Nr. 278.) 

Zwei Bezirkshauptmannsſtellen in Böhmen mit der ſiebenten Rangsclaſſe, 
bis 10. December. (Amtsbl. Nr. 278.) 

Commiſſärsſtelle bei der k. k. 


Telegraphendirection in Zara mit der 
278). 

Rechnungsrathsſtelle beim Rechnungsdepartement der mähr. Statthalterei 
in der achten Rangsclaſſe, bis 15. Jänner 1880. (Amtsbl. Nr. 279.) 


Soeben erfchien im Verlage von Moritz Perles in Wien, 
Bauernmarkt Nr. 11: 


Der Staatsbeumte. 


Kalendarium und Jahrbuch für die k. k. öſterr. Civilbeamten pro 1880. 


Dieſes mit großer Sorgfalt von Dr. Friedrich Hönig, Generak⸗ 
Secretär⸗Stellvertreter des Erſten allgemeinen Beamtenvereines, redigirte Werk 
enthält ein authentiſches Verzeichniß aller k. k Staatsbeamten. 


Preis eleg. geb. 2 fl. 
Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 


3 . ——... 
BER” Hiezu als Beilage: Bogen 22 der Erkennt⸗ 


niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. WE 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


